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1 Begrissung und Information

Gmur-Bitschwil-Ganterschwil, Prasident der vorberatenden Kommission, begriisst die Mitglieder
der vorberatenden Kommission und folgende Personen:

Regierungsrat Marc Méachler, Vorsteher Finanzdepartement;

Dr. Felix Sager, Leiter Kantonales Steueramt;

Dr. Henk Fenners, Leiter Rechtsabteilung Steueramt;

Simona Risi, Geschéftsfiihrerin, Parlamentsdienste;

Sandra Brihwiler-Stefanovic, Stv. Geschéftsfiihrerin, Parlamentsdienste.

Seit der Kommissionsbestellung in der Novembersession nahm der Kantonsratsprasident keine
Ersatzwahlen in die vorberatende Kommission vor.

Fur die heutige Sitzung hat sich niemand entschuldigt. Ich stelle fest, dass die vorberatende Kom-
mission beratungsfahig ist.

Wir behandeln Botschaft und Entwirfe der Regierung 22.22.20 «XIX. Nachtrag zum Steuergesetz
(Anpassungen aufgrund bundesrechtlicher Vorgaben und weitere Anderungen)» / 22.22.21

«XX. Nachtrag zum Steuergesetz (Reduktion der Erbschafts- und Schenkungssteuerbelastung fiir
Konkubinatspartnerinnen und -partner)» / 22.22.22 «XXI. Nachtrag zum Steuergesetz (Anpassung
der Besteuerung von Vorzugsmieten vom 25. Oktober 2022. Der vorberatenden Kommission wur-
den nach der Zustellung der Einladung keine Unterlagen verteilt bzw. zugestellt.

Ich weise darauf hin, dass die Beratung elektronisch aufgezeichnet wird, was der Geschaftsfih-
rung die Fertigstellung des Protokolls erleichtert. Deshalb bitte ich Sie, nur zu sprechen, wenn ich
Ihnen mit lhrem politischen Namen das Wort erteile. Die Geschaftsfihrung dankt fir die Abgabe
der Manuskripte insbesondere zur allgemeinen Diskussion. Fir das Protokoll gilt das gesprochene
Wort. Eine weitere Information, vor allem als Hinweis fiir die Mitglieder, die zum ersten Mal in einer
vorberatenden Kommission mitwirken: Sowohl die Kommissionsberatungen nach Art. 59 des Ge-
schéaftsreglements des Kantonsrates (sGS 131.11; abgekiirzt GeschKR) als auch das Kommissi-
onsprotokoll nach Art. 67 GeschKR sind vertraulich. Erst mit der Rechtsguiltigkeit rechtsetzender
Erlasse, nach Ablauf der Referendumstrist, entfallt die Vertraulichkeit.

Zu Beginn wird die vorberatende Kommission eine Einfihrung in die Vorlage durch den zustéandi-
gen Regierungsrat erhalten, danach fihrt sie eine allgemeine Diskussion Uber alle drei Geschafte
anstelle einer Eintretensdiskussion. Anschliessend fiihrt die vorberatende Kommission je einzeln

die Spezialdiskussionen der Geschafte und die Gesamtabstimmungen durch.

Der Kommissionsprasident schliesst die Einfilhrung mit einigen administrativen Hinweisen.

2 Einfihrung und Vorstellung der Vorlage
Regierungsrat Machler: Vgl. Prasentation Folien 1-12 (Beilage 2)

Im XIX. Nachtrag besteht hinsichtlich des Nachvollzugs von Bundesrecht kein Spielraum. Hinge-
gen gibt es einen gewissen Spielraum bei der geplanten Einfihrung der Meldepflicht fur Arbeitslo-
senkassen; diese sollen gestitzt auf die neue gesetzliche Grundlage die jahrlichen Leistungsab-
rechnungen direkt an das kantonale Steueramt tbermitteln kénnen.

Mit dem XX. Nachtrag schlagt die Regierung zur Erflllung der Motion 42.21.14 «Realitatsnahe
Erbschafts- und Schenkungsbesteuerung bei Lebensgemeinschaften» vor, Konkubinatspartner bei
unentgeltlichen Zuwendungen den Eltern, Stief- und Pflegeeltern und deren Nachkommen gleich-
zustellen. Der Begriff des Konkubinatspartners soll in der Steuerverordnung definiert werden.
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Der XXI. Nachtrag beinhaltet in Umsetzung der Motion 42.22.01 «Vorzugsmiete gerecht besteu-
ern» die Abschaffung der kantonalen Differenzierung hinsichtlich der Besteuerung der Vorzugs-
miete analog der Regelung bei der direkten Bundessteuer. Dies erfolgt, indem die entsprechende
Bestimmung im kantonalen Steuergesetz gestrichen wird.

3 Allgemeine Diskussion
Lippuner-Grabs (im Namen der FDP-Delegation): Auf die Vorlagen ist einzutreten.

Die aufgrund des Bundesrechts (Steuerharmonisierungsgesetz [abgekirzt StHG, SR 642.14] und
Bundesgesetz Uber die direkte Bundessteuer [abgekiirzt DBG, SR 642.11]) notwendigen Anpas-
sungen im XIX. Nachtrag unterstiitzt die FDP-Delegation. Auch die neue Meldepflicht an das Steu-
eramt der Arbeitslosenkassen erachten wir als sinnvoll. Die beiden Motionen, die im XX. und

XXI. Nachtrag zum Steuergesetz umgesetzt werden (42.21.14 «Realitatsnahe Erbschafts- und
Schenkungsbesteuerung bei Lebensgemeinschaften» und 42.22.01 «Vorzugsmiete gerecht be-
steuern), wurden von unserer Fraktion unterstiitzt. Sowohl die Anpassung der Erbschafts- und
Schenkungssteuern bei Konkubinatspaaren, als auch den kiinftigen Verzicht auf die Besteuerung
fiktiver, nicht realisierter «Vorzugsmieten», erachten wir als sachrichtig.

Um der heutigen Kommissionssitzung etwas zuséatzlichen Inhalt und Spannung zu verleihen, stel-
len wir einen delegationsuiibergreifenden Antrag von SVP-, FDP- und Mitte-EVP-Delegation zum
Thema «Ausgleich der Folgen der kalten Progression».

Wist-Oberriet (im Namen der SVP-Delegation): Auf die Vorlagen ist einzutreten.

Im XIX. Nachtrag besteht betreffend den Nachvollzug des Gibergeordneten Rechts gesetzlich kein
Spielraum. Bei der Einfiihrung der Meldepflicht fiir die Arbeitslosenkasse sehen wir den Hand-
lungsbedarf und begrissen die Anpassung. Der XX. Nachtrag zum Steuergesetz betrifft die Re-
duktion der Erbschafts- und Schenkungssteuer fir Konkubinatspaare. Die SVP-Fraktion stimmte
der Motion 42.21.14 «Realitatsnahe Erbschafts- und Schenkungsbesteuerung bei Lebensgemein-
schaften» beinahe einstimmig zu, da dieses Anliegen fiir uns nachvollziehbar war. Fir uns ist je-
doch wichtig, dass der Erblasser bzw. der Schenker zum Zeitpunkt des Todes oder der Schenkung
wahrend mindestens funf Jahren ununterbrochen mit dem Konkubinatspartner oder der Konkubi-
natspartnerin in Wohngemeinschaft mit dem gleichen steuerrechtlichen Wohnsitz gelebt hat. Der
XXI. Nachtrag hat seinen Ursprung in der Motion 42.22.01 «Vorzugsmiete gerecht besteuern», die
seitens der SVP-Fraktion geschlossen unterstitzt wurde. Wir haben noch einige Fragen, unter an-
derem zu — aus unserer Sicht — zu wenig klar definierten Gesetzesartikeln. Wir kdnnten uns etwa
vorstellen, eine Definition des Konkubinats in die St.Galler Steuerverordnung aufzunehmen.

Zur Diskussion steht ferner unser birgerlicher Antrag bezuglich der Anpassung der kalten Progres-
sion. Wir sind uns bewusst, dass zu diesem Thema bereits in der Novembersession 2022 ein An-
trag abgelehnt wurde. Damals ging es aber darum, dass die kalte Progression nicht mit der erneu-
ten Steuerfusssenkung ausgeglichen wird. Beim vorliegenden Antrag geht es darum, dass die jahr-
lichen Abzlge Uber diese Tarifstufe an den Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) angepasst
werden.

Kohler-Sargans (im Namen der Die Mitte-EVP-Delegation): Auf die Vorlagen ist einzutreten.

Aus unserer Sicht ergeben die drei Nachtrage ebenfalls keinen grossen Diskussionsbedarf. Beim
XIX. Nachtrag besteht ein geringer Gestaltungsraum, da es sich um Bundesrecht handelt. Bei der
Einfihrung der Meldepflicht fir die Arbeitslosenkasse stellt sich uns eine Frage zur Praxisanwen-
dung. Hinsichtlich des XX. Nachtrags werden wir in der Spezialdiskussion genauer auf die Defini-
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tion des Konkubinats eingehen: Was versteht man unter einem Konkubinat, wie und wo wird es ge-
regelt? Bendétigt es eine zuséatzliche Komponente neben dem gemeinsamen Wohnsitz der letzten
funf Jahre? Ist mit dem Konkubinat das eheahnliche Konstrukt gemeint, oder gibt es auch mogliche
andere Formen, wie Geschwister, Bekannte, Mitbewohner usw.? Beim XXI. Nachtrag fragen wir
uns, ob das Streichen eines Teilabsatzes geniigt, um die Motion umzusetzen.

Zum vorliegenden Antrag werden wir uns in der Spezialdiskussion einbringen.

Fah-Neckertal (im Namen der GRUNE-Delegation): Auf die Vorlagen 22.22.20 und 22.22.21 ist
einzutreten. Auf die Vorlage 22.22.22 ist nicht einzutreten.

Wir begrissen die Meldepflicht der Arbeitslosenkasse, sie vereinfacht alles und hilft uns allen wei-
ter. Die Steuerbelastung der Konkubinatspartner wollen wir ebenfalls umsetzen. Wir sprachen uns
bereits im Rat fur diese Motion aus und schéatzen die Anpassung an die heutigen Gegebenheiten.

Gegen den XXI. Nachtrag wehren wir uns. Es gibt viele kleine, aber auch gréssere Félle der Ge-
wahrung von Vorzugsmieten. Eine Abschaffung von deren Besteuerung fihrt zu neuen Schlupflo-
chern; man kann sich etwa gegenseitig Grundstiicke oder Eigentumswohnungen vermieten. Mit
einer Reduktion um 30 Prozent kdnnten wir leben, das entspréche einer Gleichbehandlung mit den
Eigennutzern.

Vom erwéahnten Antrag haben wir leider nichts erfahren. Selbst wenn wir nicht dafir sind, wére es
schon, jeweils vorab Uber Antrdge informiert zu werden.

Hippi-Gommiswald (im Namen der SP-Delegation): Auf die Vorlagen 22.22.20 und 22.22.21 ist
einzutreten. Auf die Vorlage 22.22.22 ist nicht einzutreten.

Bezulglich des XIX. Nachtrags schliesse ich mich Fah-Neckertal an. Im XX. Nachtrag sollen die
Konkubinatspartnerinnen und -partner den Eltern und Ehepartnern beziiglich der Erb- und Schen-
kungssteuer gleichgestellt werden. Dies ist richtig, entsprechend werden wir diesem Nachtrag fol-
gen, v.a. auch gestitzt auf das Votum von Regierungsrat Machler zum qualifizierten Konkubinat.
Weitere Ausfiihrungen dazu sind sicher nétig und interessant.

Es ist kein Geheimnis, dass auch die SP-Fraktion die Motion zum XXI. Nachtrag im Kantonsrat
nicht unterstitzte. Wir sehen heute keinen Bedarf, daran etwas zu andern. Verschiedene Griinde
dazu werden wir in der Spezialdiskussion einbringen.

Zum aktuellen Antrag: Es ist unschon, erst am Sitzungstag davon zu erfahren.

4 Spezialdiskussion 22.22.20
4.1 Beratung Botschaft

Kommissionsprasident: Wir gehen zunéchst die Zusammenfassung und die fur alle Geschéfte gel-
tenden Ziffern 1 sowie 5-9 (ohne Ziff. 2-4) abschnittsweise durch, bevor wir die drei einzelnen Ge-
schéfte beraten.

Abschnitt 7 (Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter in Erlassen)
Wist-Oberriet (im Namen der SVP-Delegation): Wir finden es sehr verniinftig, dass die Regierung
in diesem Fall auf die sprachliche Gleichbehandlung verzichtet, da der Aufwand zu gross wére.

Kommissionsprasident: Wir fahren mit dem XIX. Nachtrag fort (Ziff. 2 der Botschaft).
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Abschnitt 2.2 (Steuerliche Behandlung von finanziellen Sanktionen und Beste-

chungsgeldern)
Pappa-St.Gallen: Es heisst, dass der Kanton beziglich finanzieller Sanktionen und Bestechungs-
geldern Uber eine Praxis verfugt. War das auch ohne gesetzliche Grundlage mdglich?

Henk Fenners: Die Aussage, dass die neue Regelung der Praxis entspricht, bezieht sich v.a. auf
finanzielle Sanktionen, d.h. wenn Bussen verhangt werden. Zu beurteilen hatten wir z.B. schon
eine von der Wettbewerbskommission verhangte Busse. Unseres Erachtens liegt hier kein kauf-
mannisches Verhalten nach Treu und Glauben vor und deshalb gilt sie bereits nach der heutigen
Praxis nicht als geschaftsmassig begriindeter Aufwand. Bei Bestechungsgeldern kenne ich die
Praxis nicht genau. Nun wird ausdriicklich im Gesetz vorgesehen, dass Bestechungsgelder an Pri-
vate nicht abzugsféahig sind. Es stellt sich naturlich die Frage, wie wir das Uberhaupt feststellen.
Deshalb kann ich diesbezlglich zur Praxis nichts sagen. Mir ist persoénlich kein Fall bekannt, bei
dem das aufgedeckt wurde.

Halg-Gossau: Was sind gewinnabschopfende Sanktionen ohne Strafzweck? Zudem sollen Sankti-
onen dann ausnahmsweise doch steuerlich abzugsfahig sein, wenn die steuerpflichte Person alles
Zumutbare unternommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten. Wie wird das ausgelegt?

Henk Fenners: Mir ist kein Fall von gewinnabschopfenden Massnahmen ohne Strafzweck bekannt.
Offenbar gibt es Falle, wo man klar zwischen dem Bussenteil differenziert, der eine strafrechtliche
Sanktion darstellt, und der anderen Geldleistung, die bezahlt werden muss und eine reine Gewinn-
abschopfung darstellt. Man zieht dabei den durch das rechtswidrige Geschéft realisierten Gewinn
ein. Das hat aber nichts mit einer strafrechtlichen Sanktion zu tun. Dieser Teil ware abzugsfahig.
Was keinen strafrechtlichen Charakter besitzt, kann man als geschaftsméssig begriindeten Auf-
wand abziehen.

Bei den ausléndischen Sanktionen ist es so, dass man das urspringlich gleich handhaben wollte
wie die inlandischen Sanktionen. Dann wurden von Frankreich Verfahren gegen die UBS gefiihrt,
das hat die Diskussion auf eidgendssischer Ebene massgeblich gepragt, ebenso wie die Bussen in
den USA, die unserem Rechtsverstandnis nicht entsprechen. Das eidgendssische Parlament
wollte in solchen Féllen Grenzen setzen und sagte: Wenn es unserem Rechtsverstandnis tber-
haupt nicht entspricht, oder die steuerpflichtige Person nachweisen kann, dass sie alles Zumutbare
unternommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten, dann sollen nicht die gleichen Folgen ein-
treten. Erfahrung damit haben wir natirlich nicht.

Abschnitt 2.4 (Anpassungen bei der steuerlichen Behandlung von Leibrenten)
Pappa-St.Gallen: Wie funktioniert die Uberbesteuerung, die geméss dem aktuellen Zinsumfeld
maoglich ist? Wenn die Leibrente nur zu 40 Prozent besteuert wird, warum ist es moglich, dass
trotzdem Uberbesteuert wird?

Henk Fenners: Eine Leibrente wird gekauft. Daflir bezahlt man einen bestimmten Betrag. Was man
daraus zurtick erhélt, setzt sich aus einer Kapitalrickzahlungs- und einer Ertragskomponente bzw.
einem erwirtschafteten Ertrag zusammen. Wenn man vorsieht, dass von dieser Rickerstattung

40 Prozent Ertrag sein soll, dann ist das im heutigen Zinsumfeld enorm viel. Die Kapitalriickzah-
lungskomponente ist im heutigen Zinsumfeld viel grésser als 60 Prozent. Deshalb will man den Er-
tragsanteil, der letztendlich steuerbar sein soll, dem aktuellen Zinsumfeld anpassen.

Fah-Neckertal: Wie sieht das praktisch aus? Berechnen das die Versicherungsgesellschaften?

Es gibt auch noch die private Leibrente, zu der man auch eine Leibrentenversicherung abschlies-
sen konnte. Wie sieht es dort aus?
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Henk Fenners: Halt man sich die gesetzliche Bestimmung vor Augen, dann stellt man fest, dass es
enorm komplex ist. Das soll in Art. 35 Abs. 3 StG geregelt werden. Hier wird zwischen Leibrente,
die man mit einer Versicherung abschliesst, und privater Leibrente sowie Verpfriindungsvertragen
differenziert. Die Versicherungsgesellschaften kénnen das anhand einer sehr komplexen Formel
berechnen und sind verpflichtet, eine Bescheinigung auszustellen. Diese Bescheinigung wird uns
zur Verfiigung gestellt und daraus wird der Ertrag berechnet. Bei der privaten Leibrente wollte man
eine einfachere Berechnungsmethode anhand des Ertrags der Bundesobligationen einfihren.

Abschnitt 2.6 (Einfuhrung einer Meldepflicht fir Arbeitslosenkassen)
Kohler-Sargans: Wir sind fur die Einfihrung der Meldepflicht fir die Arbeitslosenkassen, sofern
dies wirklich eine Erleichterung bedeutet, und kein zusatzliches Instrument ist, um Steuerpflichtige
fur eine unterlassene Tat mit einem Steuerstrafverfahren zu belangen. Wie wird dies in der Praxis
in etwa gehandhabt werden?

Henk Fenners: Mit der Einfihrung der gesetzlichen Grundlage steht nicht im Vordergrund, zuséatzli-
ches Substrat in Form von Bussen zu generieren. Es geht darum, die Veranlagungsqualitat zu er-
héhen, um unsere Effizienz wie auch die der Durchflihrungsstellen zu steigern. Fir die Arbeitslo-
senkassen ware es ebenfalls eine Erleichterung, wenn sie uns die Lohnausweise auf elektroni-
schem Weg weiterleiten kdnnten.

In der Praxis stellen wir immer wieder fest, dass die Leistungen betragsmassig nicht korrekt dekla-
riert werden. Es kommt durchaus auch vor, dass sie zu hoch ausgewiesen werden und wir nach
unten korrigieren mussen, speziell bei Leistungen, die Uber das Jahresende hinauslaufen. Die Zah-
lung fur Dezember erfolgt erst im Januar. Das bedeutet, dass sie auch steuerlich erst im Januar
abzurechnen ist und demzufolge nicht zum alten Jahr gehort. Es gibt Personen, die diese Zahlung
trotzdem im alten Jahr deklarieren, was bei einer Korrektur durch uns zu einer Reduktion der Be-
steuerung der Arbeitslosenentschadigung fuihren wirde. Ich kann nicht ausschliessen, dass es in
Einzelfallen zu Steuerstrafverfahren kommt. Wir haben in der Praxis auch Falle, bei denen 15'000
bis 20'000 Franken Arbeitslosengeld nicht deklariert wurden, was zu einer Uberweisung an die
Strafbehdrden fuhrte. Man muss sich aber auch vor Augen halten, dass man sich in der Regel im
offenen Verfahren befindet — die Veranlagung erging im Zeitpunkt der Feststellung der Falschde-
klaration noch nicht. Strafrechtlich bedeutet das, dass man sich im Bereich der versuchten Steuer-
hinterziehung befindet, die nur bei Vorsatz strafbar ist. Diesen Vorsatz missen wir auch nachwei-
sen. Das Strafrecht steht bei der geplanten Anderung nicht im Vordergrund.

Wist-Oberriet zu Henk Fenners: Wenn Sie von Effizienzsteigerung sprechen, bedeutet das, dass
die Lohnausweise der Arbeitslosen direkt an Sie tbermittelt werden. Unter Umstanden sind das
einige Daten, die doch noch zugeordnet werden missen, oder haben Sie ein System, welches al-
les korrekt zuordnet?

Henk Fenners: Es ist angedacht, dass wir dies Uber das elektronische Lohnmeldewesen abwi-
ckeln, welches bereits heute im Einsatz ist, allerdings nicht fur die Leistungsabrechnungen der Ar-
beitslosenkassen. Die Idee ist, dass diese Meldungen von den Arbeitslosenkassen abgesetzt und
Uber eine Schnittstelle bei uns eingelesen werden. Danach werden sie automatisiert den Dossiers
der jeweiligen steuerpflichtigen Person zugewiesen.

Wiist-Oberriet: Braucht es dazu nicht noch einen Initialaufwand?

Henk Fenners: Das elektronische Lohnmeldesystem ist bereits vorhanden. Es sind jedoch Anpas-
sungen noétig, damit wir die jahrlichen Lohnausweise der Arbeitslosenkassen automatisiert einlesen
koénnen. Es handelt sich um ein Projekt auf gesamtschweizerischer Ebene Uber die Schweizeri-
sche Steuerkonferenz, welche die entsprechenden Arbeiten aufgenommen hat. Es gibt Kantone,
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die bereits weiter sind als wir. Ich weiss, dass im Kanton Bern eine dhnliche Grundlage vorgeschla-
gen wird, und diese im Kantonsrat in erster Lesung angenommen wurde — sie wollen das schnell
umsetzen. Wir werden hier nicht die Ersten sein.

Wist-Oberriet: Sind die Kosten fir diese Anpassungen zum heutigen Zeitpunkt bekannt?

Regierungsrat Machler: Es gibt jahrlich Anpassungen der Informatiksysteme. Hier handelt es sich
um eine kleinere Anpassung finanzieller Natur, die noch gemacht werden muss. Das stellt uns
nicht vor zig Millionen Investitionen. Ohnehin werden wir in nchster Zeit das Gesamterneuerungs-
projekt «IT Steuern SG+» aufgleisen, fur das der Kantonsrat 43 Mio. Franken bewilligte* und daher
nicht allzu viel in die Anpassung fur die Arbeitslosenkassen investieren.

Pappa-St.Gallen: Natirliche Personen werden durch die Gemeinden besteuert. Besteht auch eine
Schnittstelle mit den Gemeinden, damit diese Informationen direkt an die Gemeinden gelangen?

Henk Fenners: Ja. Die Gemeinden erledigen den Grossteil der Veranlagungen der natirlichen Per-
sonen, aber nicht vollumfénglich. Die Gemeinden nutzen unsere Informatiksysteme, die vom Kan-
ton zur Verfugung gestellt werden.

4.2 Beratung Entwurf

Wist-Oberriet weist zu Handen der Redaktionskommission darauf hin, dass bei Art. 172 Abs. 1
Bst. ¢ des Steuergesetzes (sGS 811.1; abgekirzt StG) die Fussnote falschlicherweise nicht hoch-
gestellt wurde.

Lippuner-Grabs: Ich beantrage delegationsibergreifend fur die FDP-Delegation, die Die Mitte-EVP-
Delegation und die SVP-Delegation folgende Anderung von Art. 317 StG:

«Anpassung-an-veranderte-Verhahtnisse-Ausdleich der Folgen der kalten Progression

ode-

Bei der Einkommenssteuer der natirlichen Personen werden die Folgen der kalten Pro-
gression durch die gleichméssige Anpassung der Tarifstufen und der in Frankenbetragen
festgesetzten Abzlige vom Einkommen voll ausgeglichen. Die Betrage sind auf 100 Fran-
ken auf- oder abzurunden.

periode.

Die Reqgierung passt die Abzlige und die Tarifstufen jahrlich an den Landesindex der Kon-

sumentenpreise (LIK) an. Die Anpassungen erfolgen erstmals auf den 1. Januar 2024 auf
Basis des LIK vom Dezember 2010.

4 Vgl. Geschaft 33.21.03, Kantonsratsbeschluss tber das Budget 2022.
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Fir die Folgejahre ist der Indexstand am 30. Juni vor Beginn der Steuerperiode massge-
bend. Bei negativem Teuerungsverlauf ist eine Anpassung ausgeschlossen. Der auf eine
negative Teuerung folgende Ausgleich erfolgt auf Basis des letzten Ausgleichs.»

Wir haben den Antrag delegationsiibergreifend erarbeitet. Bei der SP- und GRUNE-Delegation
mdchten wir uns entschuldigen. Es war nicht die Idee, Sie auszuschliessen. Es handelt sich um
einen Antrag, bei dem ich der Meinung bin, dass er ganz in lhrem Sinn ist. Es wurde aber relativ
knapp, bis wir den Antrag bereinigt hatten.

Nach der heutigen Regelung ist es so, dass die Regierung handeln muss, wenn sich der LIK seit
dem Jahr 2010 um wenigstens 3 Prozent verandert hat. Diesfalls hat die Regierung dem Kantons-
rat Bericht und Antrag zu erstellen, ob Massnahmen zu ergreifen sind. Diese Thematik wurde in
der Finanzkommission im Rahmen des Steuerfusses wie auch anlasslich der letzten Session be-
reits diskutiert. Wir haben uns eine sinnvolle Losung Uberlegt. Bei der direkten Bundessteuer ist ein
automatischer Ausgleich der kalten Progression vorgesehen. Zwolf Kantone sehen einen automati-
schen Ausgleich vor, zehn Kantone einen obligatorischen und lediglich funf Kantone (u.a. ein Halb-
kanton) kennen die Lésung wie in St.Gallen, die einen Regierungsantrag und einen Kantonsratsbe-
schluss bendétigt, um die Folgen der kalten Progression auszugleichen.

Es geht um den Fall, dass man bei einer Lohnerhéhung von z.B. zwei Prozent in eine héhere Tarif-
stufe fallt. Dann wird einem Uberproportional ein Lohnanteil wieder «wegbesteuert». Das ist die
Folge der kalten Progression. Nicht ohne Grund kennt man diesen Ausgleich durchgehend in allen
Kantonen. Uns geht es mit unserem Antrag darum, dass das kinftig eine rein sachliche Abhand-
lung sein soll und kein Politikum. Es ist kein Antrag und kein Bericht mehr notig, sondern es wer-
den anhand der tatsachlichen Teuerung die Folgen der kalten Progression ausgeglichen.

Regierungsrat Machler: Ich wehre mich nicht gegen einen automatischen Ausgleich, dieser bringt
gewisse Vorteile. Bei der Umsetzung insbesondere von Abs. 2 kommt es jedoch zu erheblichen
Ausféllen, sowohl fir den Kanton wie auch fur die Gemeinden. Dies sollte man nicht im XIX. Nach-
trag festhalten, denn das kénnte politisch zu Widerstéanden fuhren. Ich empfehle zwingend, dies in
einen XXII. Nachtrag zum Steuergesetz aufzunehmen, damit wir zumindest den XIX. Nachtrag bei
einem politischen Widerstand, falls ein Referendum ergriffen werden sollte, durchsetzen kdnnen.
Das war im Rahmen der Budgetdiskussion bereits Thema.

Gemass dem beantragten Abs. 2 misste man den automatischen Ausgleich bis 1. Januar 2024
vornehmen. Wir haben Ihnen das in der Finanzkommission im Rahmen des Budgets berechnet.
Fur den Kanton wirden das Ausfélle von ungeféahr 30 Mio. Franken bedeuten, fir die Gemeinden
wirden Ausfélle in &hnlicher Gréssenordnung anfallen. Ich gehe aktuell davon aus, dass die Re-
gierung zum Abs. 2 ein rotes Blatt erstellen wird, denn sie hatte die Idee, die kalte Progression mit
der Steuerfussreduktion auszugleichen. Das wére eine zuséatzliche Entlastung, deshalb gehe ich
davon aus, dass Abs. 2 bestritten wirde.

Pappa-St.Gallen: Dieser Antrag hat nichts zu tun mit den bisher besprochenen Themen des XIX.
Nachtrags. Es handelt sich um etwas Neues.

Lippuner-Grabs: In der Finanzkommission wurde ein Antrag gestellt, dass mit der (in der Novem-
bersession 2022 beschlossenen) Steuersenkung die Folgen der kalten Progression ausgeglichen
werden sollen bzw. der Indexstand von aktuell Dezember 2010 auf neu 31. Dezember 2022 ge-
setzt wird. Dies wurde im Kantonsrat mit der Begriindung abgelehnt, dass man die kalte Progres-
sion trotz der Steuersenkung zusétzlich ausgleichen wolle. Es handelt sich beim hier gestellten An-
trag entsprechend um eine Umsetzung des Kantonsratsbeschlusses.
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Es gibt zwei Varianten: Entweder man bleibt beim jetzigen Steuergesetz, aktuell ist man noch nicht
bei 3 Prozent geméass Abs. 1. Wenn diese Schwelle erreicht wird, muss die Regierung einen Be-
richt und einen Antrag erstellen — dies die heutige Variante. Bei unserer Variante wére es so, dass
man der Regierung den Entscheid abnimmt und vorsieht, dass man die kalte Progression zwin-
gend ausgleichen muss.

Fah-Neckertal: Die Idee ist demnach, dass man die Tarifstufen und die Abzlige gleichmassig an-
passt. Ist es wirklich so einfach, die Tarifstufen anzupassen, wie es hier den Eindruck erweckt?

Henk Fenners: Wir haben das noch nie gemacht. Ich denke nicht, dass es sonderlich aufwendig
sein wird. Der Bund macht dies auf Verordnungsstufe. Ich glaube, das erreichen auch wir ohne
grosseren Aufwand.

Man muss sich bei diesem Antrag jedoch bewusst sein, dass es sich um eine Gesetzesanderung
handelt. Wir haben den heutigen Art. 317. Wenn die Schwelle von 3 Prozent Uberschritten ist, mis-
sen wir handeln. Was geschieht, wenn im Jahr 2023 die 3 Prozent Uberschritten werden? Der jet-
zige Artikel ist immer noch in Kraft, also missen wir handeln.

Was beziiglich der kalten Progression im Rahmen der Senkung des Kantonssteuertarifs vorge-
schlagen wurde, ist etwas anderes. Der Kantonssteuerfuss betrifft nur den Kanton, dieser Antrag
betrifft hingegen auch die Gemeinden. Der durchschnittliche Gemeindesteuerfuss ist ahnlich hoch
wie der Kantonssteuerfuss, d.h. wir haben fir die Gemeinden nochmals gleich viele Ausfalle.

Regierungsrat Machler: Aktuell sind die Steuertarife bei uns im Gesetz festgehalten, deshalb mis-
sen wir aktuell bei einer Steuergesetzrevision, welche die Tarife tangiert, immer das Gesetz anpas-
sen. Beim Bund ist das anders. Missten mit dieser Losung, bei der man konzeptionell nicht will,
dass jedes Mal das Steuergesetz angepasst werden muss, die Tarife kinftig in der Verordnung
festgehalten werden, oder kann man das automatisch so umsetzen?

Henk Fenners: Die Konzeption hier ware, dass in Abs. 2 eine Delegation an die Regierung stattfin-
det. Die Regierung darf nur in dem Umfang den Tarif anpassen, wie eine Teuerung eingetreten ist.
Das ist auf Stufe Bund gleich. Der Tarif wird dort im Bundesgesetz tiber die direkte Bundesteuer
(SR 642.11; abgekirzt DBG) geregelt. Wir haben sodann im Recht der direkten Bundessteuer die
Vorschrift, dass der Ausgleich der kalten Progression durch das Finanzdepartement mittels Verord-
nung ausgeglichen werden kann, aber nur im Umfang, in dem effektiv eine Teuerung eingetreten
ist.

Lippuner-Grabs: 22 Kantone haben eine obligatorische, automatische Indexierung. Wenn die das
koénnen, kdnnen wir das sicher auch.

Beim Bund ist es genauso. Die Tarifstufen sind auf Gesetzesstufe geregelt wie bei allen anderen
Kantonen, auch bei jenen, die den obligatorischen, automatischen Ausgleich kennen. Die Regie-
rung oder das Finanzdepartement passen die Tarifstufen anhand der Teuerung an.

Wist-Oberriet: Ich schliesse mich Lippuner-Grabs an. Grundsatzlich geht es bei diesem Gesetzes-
artikel um eine Vereinfachung. Nach geltendem Recht ist es ein langwieriger Prozess, der sich
Uber zwei Jahre hinweg erstreckt. Die Regierung muss dem Kantonsrat Bericht erstatten und die-
ser muss den Bericht behandeln und umsetzen. Ich verstehe jedoch das Argument von Regie-
rungsrat Machler, dass es aus politischen Griinden schwierig sein kénnte, es in diesen Nachtrag
aufzunehmen.

Lippuner-Grabs: Bei einer vorberatenden Kommission zum Steuergesetz darf man das einbringen.
Gemass Regierungsrat Machler war die Idee, fur den XXII. Nachtrag nochmals eine Botschaft zu
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erstellen, oder einen XXIl. Nachtrag zu diesem Thema aus dieser vorberatenden Kommission her-
aus zu generieren.

Wist-Oberriet: Wenn der Antrag heute angenommen wird, miisste man definieren, was mit dem
Antrag der Regierung gemass aktuellem Recht geschieht, der nachstes Jahr hinfallig wirde.

Regierungsrat Machler: Die Frage, ob man das im XIX. oder im XXIl. Nachtrag aufnimmt, hat mit
der Einheit der Materie zu tun. Der XIX. Nachtrag ist aufgrund der verschiedenen enthaltenen The-
men ohnehin bereits heikel. Bei solchen kleinen Anderungen besteht mit der Dienststelle Recht
und Legistik (RELEG) der Konsens, dass wir das in einen Sammelnachtrag packen dirfen.

Hier stellt sich eine andere Thematik, deshalb schlage ich vor, es in den XXII. Nachtrag aufzuneh-
men, auch im Hinblick darauf, dass die Nachtrage unterschiedlich bekampft werden sollten. Es ist
maoglich, dass flr den hier gestellten Antrag z.B. eine biirgerliche Mehrheit besteht, er von der lin-
ken Seite aber bekampft wird. So hatte man es auf Grund der Einheit der Materie sauber getrennt.
Es misste nicht nochmals eine Gesetzesbotschaft erstellt werden, sondern Sie wiirden diesen
Nachtrag jetzt formulieren.

Felix Sager: Der Bund kennt die automatische Anpassung an die entsprechenden Veranderungen.
Wie will man genau in diese Systematik gelangen? Stand heute sind wir bei 2,7 Prozent basierend
auf dem Landesindex Dezember 2010 nach Art. 317 StG. Wir liegen leicht unter den 3 Prozent.
Wie gelangt man in den neuen Rhythmus? Wie ist das politisch angedacht? Will man per 1. Januar
2024 das Feld aufrollen oder erst ab 1. Januar 2024 neu beginnen und die Veranderung entspre-
chend aufnehmen? Ist Art. 317 dann obsolet und wir starten die neue Systematik ab 1. Januar
20247

Lippuner-Grabs: Genau zu diesem Thema gingen die Meinungen im Vorfeld auseinander. Deshalb
entstand Abs. 2, da der Antrag an der Novembersession 2022 abgelehnt wurde, weil man aufrollen
wollte. Man will den Index aus dem Jahr 2010 beiziehen und zu Beginn einmalig ausgleichen, um
in diese Systematik zu kommen. Bei 2,8 Prozent werden diese 2,8 Prozent Teuerung einmalig aus-
geglichen, anschliessend geschieht das von Jahr zu Jahr. Deshalb Abs. 2 mit dem Hinweis auf den
LIK vom Dezember 2010.

Die Gemeinden sind auch betroffen, deshalb sind wir der Meinung, dass der automatische Aus-
gleich von Vorteil ware, weil es sich um ein Sachgeschéft und nicht um ein politisches Geschéft
handelt. Die Indexierung wird jahrlich angepasst, damit man nicht jedes Mal einem politischen Pro-
zess unterliegt und die Teuerung im Endeffekt drei Jahre zu spéat anpasst.

Regierungsrat Machler: Der zweite Satz in Abs. 2 hat es in sich und ist teuer. Man will jetzt noch-
mals den gesamten aufsummierten Teuerungsausgleich seit dem Jahr 2010 von 2,7 Prozent aus-
bezahlen. Wir haben das damals fur die Finanzkommission auf einer Lohnbasis von 2,3 Prozent
berechnet. Wenn wir jetzt auf 3 Prozent ausgleichen mussten, dann fihrt das zu einem Ausfall von
35 Mio. Franken.

Ich muss etwas vorwegnehmen, worlber Sie noch nicht informiert sind, aber wortiber die Finanz-
kommission auch informiert wurde. Die Regierung wird morgen den Aufgaben- und Finanzplan
(AFP) verabschieden. Wir werden einen Planwert des Defizits von 170 bis 190 Mio. Franken ha-
ben. Die Regierung wird vermutlich nicht nochmals um 35 Mio. Franken aufstocken wollen.

Ich stelle fest, es soll so weitergehen, die Steuern sollen verteilt werden. Sie denken dabei sicher-
lich auch an die bevorstehenden Wahlen, anders kdnnen Sie mir das gar nicht erklaren. Deshalb
wird der zweite Satz in Abs. 2 sicherlich von der der Regierung bekéampft werden, denn das kostet
nochmals 35 Mio. Franken, bei aktuellen Defiziten von rund 190 Mio. Franken. Sie konnten das
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aber vorab noch nicht wissen. Im Rahmen der Frihjahrssession werden wir mit der Kenntnis des
AFP darlber diskutieren kdnnen.

Den automatische Teuerungsausgleich als solches finde ich gut. Das wirde auch nicht mehr zu
politischen Diskussionen fuihren. Es entsteht ein Automatismus, wie es die meisten Kantone sowie
der Bund bereits kennen. Die Frage stellt sich, wo wir abspringen. Der Abspringpunkt wird noch zu
Diskussionen fihren, weil dies zu Steuerausféllen seitens Kanton und Gemeinden fihrt.

Geschaftsfiihrerin: Einen XXII. Nachtrag aus der vorberatenden Kommission heraus kann ich mir
nicht vorstellen. Gemass dem Geschaftsreglement kénnen Kommissionen kénnen neben der An-
tragstellung Motionen und Postulate einreichen, nicht aber selbst einen XXII. Nachtrag einbringen.®
Ich wirde fir das Einbringen dieses Antrags eher eine Kommissionsmotion sehen.

Hippi-Gommiswald: Ich bin der Meinung, dass es sich hier um eine «Hauruckiibung» handelt.
Uber die kalte Progression haben wir innerhalb des Kantonsrates bereits diskutiert. Wenn ich hére,
dass man jetzt Uber 60 Mio. Franken spricht, die man salopp noch schnell an der Finanzkommis-
sion vorbeischaukeln will, dann habe ich nicht das Gefiihl, dass es sich um einen Teil handelt, der
jetzt unbedingt noch behandelt werden muss. Ich bitte die Antragsteller, ihren Antrag zurlickzuzie-
hen und allenfalls in eine Kommissionsmotion umzuwandeln. Dann miissen wir dartiber befinden
und der Rat kénnte als Ganzes auch uber die Auswirkungen befinden. Die Auswirkungen, die jetzt
erklart wurden, kann ich per se nicht in einer halben Stunde verarbeiten. Ich denke, das ist nicht
das, was wir im Rahmen dieser Kommission behandeln mussen.

Fah-Neckertal: Ich schliesse mich Hippi-Gommiswald an. Wir wehren uns nicht grundsétzlich ge-
gen einen automatischen Ausgleich, aber ich bin der Meinung, wir missen es dann auf Null stel-
len. Jetzt besteht die Gefahr, dass wenn die Teuerung auf 3 Prozent ansteigt, wir dort ansetzen
mussen und das andere wird zusatzlich auch noch umgesetzt.

Ich bin allenfalls fir eine Kommissionsmotion, aber in dieser Form werden wir dieser nicht zustim-
men.

Schobi-Altstatten: Wir kennen das System, dass wir einerseits nach der wirtschaftlichen Leistungs-
fahigkeit besteuern. Jetzt haben wir etwas in einem anderen Regime erschaffen, das man entspre-
chend aufholen wiirde. Ich sehe den Knackpunkt bei der Ubergangszeit, wie man die beiden Sys-
teme andert. Vielleicht besteht die Moglichkeit, in der Pause noch zu klaren, welche Folgen das hat
und wie man dies lésen kann. Dass es geldst werden muss, dartber sind sich wohl alle einig: Man
soll nach der Leistungsfahigkeit besteuern. Wir hatten ein anderes System, jetzt haben wir eine
Variante die besser bzw. auch gerechter ware. Wir missten das klaren, damit wir uns hier besser
eine Meinung bilden kénnen.

Lippuner-Grabs: Als Mitglied der Finanzkommission modchte ich mitteilen, dass wir uns gefragt ha-
ben, wie viel mehr Steuern 2,3 Prozent Erhéhung der Lohnsumme bzw. des steuerbaren Einkom-
mens generieren. Auf Kantonsstufe sind es 26 Mio. Franken und auf Gemeindestufe 27 Mio. Fran-
ken. Diese Betrage werden mit einem Ausgleich der kalten Progression nicht einfach auf Null ge-

setzt. Es wird nur der Gberproportionale Teil korrigiert. Dort, wo man aufgrund der 2,3 Prozent in

eine nachsthohere Tarifstufe kommt, wird diese verschoben. Es ist mitnichten so, dass die 26 und
27 Mio. Franken mehr Steuereinnahmen wieder pulverisiert werden, wenn man die kalte Progres-
sion ausgleicht. Es betrifft nur die nattrlichen Personen, die aufgrund der kalten Progression bzw.

5 Vgl. Art. 107 Abs. 1 GeschKR. Vorlagen werden von der Regierung eingebracht (Art. 91 Abs. 1 GeschKR). Das Pra-
sidium und die standigen Kommissionen (nicht aber vorberatende Kommissionen) kénnen im Rahmen ihres Auf-
trags selbstandig Vorlagen einbringen (Art. 91 Abs. 2 GeschKR).
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der Erhéhung des Einkommens in eine néchste Progressionsstufe gelangen, das ist ein Bruchteil.
Es handelt sich definitiv nicht um ein so hohes Preisschild.

Regierungsrat Machler: Ich verstehe den Hinweis, dass man eher mit einer Kommissionsmotion
arbeiten muisste und das Instrument eines zusatzlichen Nachtrags etwas kreativ ist.

Ich sehe noch eine Schwierigkeit beim Ubergang. Die neue Regelung soll per 1. Januar 2024 in
Kraft gesetzt werden. Es kann aber sein, dass die Schwelle von 103 Prozent im nachsten Jahr be-
reits Uberschritten wird. Was gilt dann? Natirlich kénnte die Regierung bestimmen, dass die neue
Regelung gilt und die andere hinfallig wird. Denn «Geschenke» werden wir definitiv nicht zweimal
auszahlen. Bei einer Ubergangsregelung wiirde die Regierung aufgrund von Art. 317 (alt) nichts
vorkehren, weil ab 1. Januar 2024 Art. 317 (neu) greifen wiirde. Das ware eine Interpretation, die
wir bereits jetzt zu Gunsten der Materialien festhalten konnten. Diese Klarheit wére hilfreich, wenn
man das bereits jetzt beschliessen will. Technisch wéare das so machbar, wenn diesbeziglich das
gleiche Verstandnis vorhanden ist.

Kommissionsprasident: Es besteht ein breiter Konsens dariiber, dass wir den automatischen Aus-
gleich etablieren wollen. Es stellt sich die Frage, wann und wie das Prozedere aussehen soll, um
das ins Gesetz zu uberfuhren.

Wust-Oberriet zu Regierungsrat Méachler: Ich gehe davon aus, dass der LIK immer im Juni des
Vorjahres festgelegt wird, d.h. im Juni 2023 muss dieser bestimmt werden, wenn wir dem zustim-
men wirden. Es gilt dann ab 1. Januar 2024.

Henk Fenners zur aktuellen Regelung: Es war seitens des Kantonsrates ein bewusster Entscheid,
als man das per 1. Januar 2010 einfiihrte, dass man nicht jahrlich anpassen will, sondern erst,
wenn eine bestimmte Messgrosse Uberschritten ist. Beim Automatismus muss man sich einfach
vor Augen halten, wenn man das zum ersten Mal per 1. Januar 2024 macht, kann es schon sein,
dass man 3 Prozent ausgleicht, aber der nachste Indexstand ist dann per 30. Juni 2024, dort konn-
ten es 0,1 Prozent Unterschied sein. Man wird dann jahrlich den Tarif und die Abziige anpassen,
dabei wird es vermutlich keine grossen Spriinge mehr geben. Da man in den letzten Jahren nie
eine Teuerung hatte, kam das nie zum Tragen. Inskiinftig wiirden wir aber auch bei kleinsten Teu-
erungen automatisch anpassen.

Wist-Oberriet: Wenn es per 1. Januar 2024 gilt, dann nehmen wir ja am 30. Juni 2023 den LIK.
Beim alten System liegen wir bei 102,7 Prozent. Die Wahrscheinlichkeit, dass wir in den né&chsten
sechs Monaten auf Gber 103 Prozent kommen, ist gering.

Regierungsrat Machler: Man geht heute davon aus, dass im Jahr 2023 die Teuerung um die 2 Pro-
zent liegen wird. Man wird wahrscheinlich den Index von 103 Prozent erreichen. Es stellt sich die
Frage, was dann gilt. Die Inkraftsetzung dieses Gesetzes ware auf 1. Januar 2024 geplant. Es
ware also erst der 30. Juni 2024, ausser man bestimmt jetzt, dass wenn 103 Prozent im Verlauf
des Jahres 2023 erreicht werden, es fur die Regierung erledigt ist mit dem Automatismus per

1. Januar 2024, bei dem Sie sagen, dass die Teuerung ausgeglichen wird, weil wir auf den LIK
2010 referenzieren. Es ist wichtig, dass wir in diesem Punkt das gleiche Verstandnis haben.

Lippuner-Grabs: Es ist sicher nicht die Idee, dass wir das zweimal ausgleichen. Wenn der Antrag
hier und im Kantonsrat so angenommen wird, dann wird das neue Gesetz per 1. Januar 2024 in
Kraft treten. Wenn diese 3 Prozent im Jahr 2023 erreicht werden und die Regierung Bericht und
Antrag stellen muss, dann wirden diese beinhalten, dass wir eine Steuergesetzrevision haben, die
das per 1. Januar 2024 ausgleicht.
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Fah-Neckertal: Viele andere Kantone haben bereits den automatischen Ausgleich, das heisst aber
nicht, dass automatisch jedes Jahr ausgeglichen wird, sondern es kann auch der Fall sein, wenn
eine gewisse Hohe Uberschritten wird. Auch wenn wir diese Motion machen, wéare es gut, wenn wir
diese etwas offener formulieren. «Automatisch» wollen wir, aber es muss doch eine gewisse
Schranke vorhanden sein, nicht, dass man wegen 0,1 Prozent jedes Jahr anpasst.

Dudli-Oberbiiren: Die Ubergangslosung ist das eine, woriiber wir uns einig werden miissen. Ich
sehe aber den grossen Vorteil bei diesem Antrag, dass man nicht die angekindigte Situation vor-
findet, bei einem Anstieg auf 3 Prozent von rund 35 Mio. Franken. Wenn wir das mit dieser Version
jahrlich updaten, sind es kleine Schritte je Jahr, die viel besser zu budgetieren sind — das ist doch
ein grosser Vorteil.

Schobi-Altstatten: EDV-massig musste es rechnerisch auch bei kleineren Betrdgen kein Problem
sein.

Henk Fenners: Rechnerisch sollte das kein Problem sein. Es gibt einfach unschéne Betrage. Bei
der Besteuerung nach dem Aufwand sieht der Bund z.B. neu eine Mindestbemessungsgrundlage
von. 421'700 Franken statt 400'000 Franken vor, was man hinnehmen kann.

Lippuner-Grabs: In Abs. 1 des Antrags heisst es: «Die Betrage sind auf 100 Franken auf- oder ab-
zurunden.» Marginalste Anpassungen werden damit abgefedert. Bei der Anpassung unter

100 Franken wird nichts gemacht. Der Bund macht das automatisch jéahrlich, das stellt iberhaupt
kein Problem dar.

Pause von 9.55 bis 10.15 Uhr. Nach der Pause behandelte die Kommission zunachst die Ziff. 5
und 6 nachfolgend und fuhr danach mit Ziff. 4 fort.

Regierungsrat Machler: Wir missen das weitere Vorgehen klaren. Machen wir es im Rahmen des
XIX. Nachtrag zum Steuergesetz, im Rahmen einer Motion oder geméss meinem Vorschlag, wobei
meine Variante nicht umsetzbar ist.

Materiell besteht das Thema des effektiven Ausgleichs der aufgelaufenen Kosten, das die Regie-
rung vermutlich mit einem roten Blatt bekédmpfen wird. Das betrifft den zweiten Satz in Abs. 2.

Bartl-Widnau: Ich schlage vor, das als Antrag im XIX. Nachtrag zum Steuergesetz zu behandeln.
Das sollte problemlos mdglich sein. Ich erinnere an die Diskussion um die Weilerzone der vorbera-
tenden Kommission zum Planungs- und Baugesetz (sGS 731.1; abgekirzt PBG). Diesbezuiglich
wurde in der Kommission ein Antrag gestellt, die Kommission stimmte dariber ab und der Kan-
tonsrat hat diesen genehmigt.

Wist-Oberriet (im Namen der SVP-Delegation): Wir sind ebenfalls fir Aufnahme im XIX. Nachtrag
zum Steuergesetz.

Hippi-Gommiswald (im Namen der SP-Delegation): Wir unterstiitzen diesen Vorschlag nicht. Fir
uns handelt es sich hierbei um eine «Hauruckibung». Wenn Sie das PBG ansprechen mit der
Weilerzone, da gab es eine oder zwei Rickweisungen an die Kommission. Einen Artikel im Rah-
men dieser Kommissionssitzung zu andern, mit einer enthaltenen politischen Komponente, erachte
ich nicht als sinnvoll. Es ware auch nicht fair, da die GRUNE-Delegation und wir nicht vorab tiber
diesen Antrag informiert wurden. Ich bitte Sie, dies im Rahmen einer allféalligen Kommissionsmo-
tion zu I6sen.

Lippuner-Grabs: Es handelt sich definitiv nicht um eine «Hauruckaktion». Wir haben dieses Thema
in der Finanzkommission sowie an der letzten Session beraten. Die Regierung muss im Jahr 2023
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ohnehin handeln. Man kann dieses Thema nun nicht weit von sich weisen. Man hat die Lohnerh6-
hungen im Jahr 2023, weshalb es durchaus angebracht ist, jetzt zu handeln. Wir machen nichts
anderes, als zuséatzlich zum Ausgleich seit dem Jahr 2010 — der sowieso auf die eine oder andere
Art erfolgen muss, weil der Kantonsrat entsprechend entschieden hat — die Gelegenheit fir einen
automatischen Ausgleich von Jahr zu Jahr zu ergreifen. Betreffend die finanziellen Folgen wird es
auf das Gleiche hinauslaufen, ob wir das jetzt festlegen oder die Regierung. Der Kantonsrat will mit
der Steuersenkung um 5 Prozent die kalte Progression nicht ausgleichen. Das kann man gut oder
schlecht finden; Tatsache ist, es wurde so entschieden.

Zur Grossenordnung des Ausgleichs: In der Finanzkommission wurde berechnet, was 2,3 Prozent
Erhdhung des steuerbaren Einkommens an zuséatzlichen Steuereinnahmen generiert. Es waren +/-
26 Mio. Franken im Kanton St.Gallen und +/- 27 Mio. Franken auf Stufe der Gemeinden. Dazu ver-
weise ich auf das Steuermonitoring 2021 der Universitat St.Gallen®, welches der Kanton jeweils in
Auftrag gibt. Auf S. 17 sieht man die Verteilung des Steueraufkommens im Kanton St.Gallen. Das
wird bei der direkten Bundessteuer erhoben, aber es ist bei der kantonalen Steuer sowie bei den
Gemeindesteuern in etwa die gleiche Verteilung. 20 Prozent der oberen Einkommen zahlen

80 Prozent der direkten Bundessteuer. Diese Verteilung stimmt auch beim Einkommen bei den
Kantons- und Gemeindesteuern. Diese Abfederung der kalten Progression macht einen Bruchteil
dieser Betrage aus, denn bei den Oberen gleicht man praktisch nichts bzw. sehr wenig aus. Die
Summe ist wesentlich kleiner als was es zusétzlich an Steueraufkommen generiert.

Die FDP-Delegation ist dafir, den Antrag beim XIX. Nachtrag zum Steuergesetz zu behandeln.

Regierungsrat Machler: Ein entsprechender Antrag ist im XIX. Nachtrag mdglich. Ob das Beispiel
der Weilerzone ideal ist, lassen wir dahingestellt.

Wir werden die Berechnung im Steueramt nochmals priifen. Konzeptionell ist sie nicht ganz richtig.
Bei weniger Ausfallen sind wir sicher nicht ungliicklich. Wir missen im Hinblick auf die Frihjahrs-
session die Konsequenzen finanzieller Natur kennen, insbesondere wird dies auch fir die Gemein-
den interessant sein. Wir missen bei der Annahme einer gewissen Teuerung ausrechnen, was
das zur Folge haben wird.

Im Hinblick auf die ndchste Session wéare ich froh, wenn man in der Begriindung fir diesen Vor-
stoss auch festhalten kénnte, dass das Ubergangsjahr wie besprochen gehandhabt werden
konnte, dass der alte Art. 317 so beibehalten wird und die Regierung nichts unternehmen muss,
weil es per 1. Januar 2024 gel6st wird. Dieser Punkt wird auch wesentlich in der Diskussion im Rat
sein, denn zweimal Weihnachten gibt es bei uns nicht.

Fah-Neckertal: Nun streiten wir uns bereits tiber die Ausfalle. Ich bin der Meinung, dass wir eine
Motion ausfertigen missen und das nicht direkt im Gesetz aufnehmen sollten. Wir missen das ge-
nau priufen. Es ist zwar korrekt, dass oben die Progression aufhort und dort der Ausgleich der kal-
ten Progression keinen Einfluss hat, aber wir haben auch die Abzlge, welche massgebend sind,
und das wiederum hat Einfluss. Die GRUNE-Delegation lehnt diesen Antrag ab. Wir haben bereits
im Parlament abgelehnt, dass man das nicht direkt als Ausgleich verwendet. Wir haben dermassen
grosse Ausfalle und wollen den Mittelstand noch anderweitig entlasten. Wie wir das bezahlen wol-
len, ist eine andere Frage.

Wir haben davon erst heute erfahren, das wurde entschuldigt. Meine Erfahrung zeigt jedoch, dass
das bei der Finanzkommission laufend so geschieht. Wir wissen, Sie gewinnen auch ohne uns,
aber mitteilen kdnnte man es uns zumindest, das ware nicht mehr als fair.

6 Vgl. https://www.sg.ch/#stq=Steuermonitoring%202021&stp=1
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Pappa-St.Gallen: Das eine sind die sinkenden Einnahmen. Fur mich wére relevant, wen das be-
trifft. Ist das mit der kalten Progression damit wirklich behoben oder wird es auf eine andere Ebene
verlagert? Entstehen dadurch andere Probleme?

Regierungsrat Machler: Nattrlich ware es mit diesem Mechanismus, der im Anschluss jahrlich
stattfinden wurde, ausgeglichen — Ausnahmen vorbehalten, wenn es weniger als 100 Franken sind
oder bei Rundungsthemen. Die kalte Progression ware mit diesem jahrlichen Nachzug erledigt, vo-
rausgesetzt, es besteht eine Teuerung.

Die finanziellen Auswirkungen mussen wir vermutlich nochmals priifen. Das kann ich lhnen heute
nicht beantworten. Wenn man gemass dem zweiten Satz in Abs. 2 die Aufrechnung seit dem Jahr
2010 machen muss, dann wird das etwas kosten. Im Anschluss, wenn die Teuerung nicht all zu
hoch sein wird, handelt es sich nicht um einen grossen Betrag. Die Vergangenheit aufzurechnen
und in einem Mal per 1. Januar 2024 zu begleichen, diesen Punkt missen wir nochmals prifen.

Pappa-St.Gallen: Wen betrifft es wirklich? Sind es die tieferen und mittleren Lohnstufen? Ab wel-
cher Lohnstufe wére es aufgrund der Progression nicht mehr relevant?

Felix Sager: Wir haben versucht, das im Rahmen der Finanzkommission zu beantworten. Es gibt
drei Gruppen: Die erste Gruppe sind Personen, die sich bei der Lohnerhéhung unterhalb der Null-
stufe befinden, d.h. mit einem steuerbaren Einkommen von 11'000 Franken, bzw. bei Verheirate-
ten oder eingetragenen Partnerschaften 22'000 Franken. Dort ist die kalte Progression wirkungs-
los, da keine Steuerbelastung vorliegt. Auf der anderen Ebene sind diejenigen im Hochstsatz (Flat-
Tax). Wenn man dort eine Lohnerhéhung gewahrt, wirkt die kalte Progression ebenfalls nicht. Be-
troffen sind v.a. diejenigen in der Tarifkurve beim steil ansteigenden Bereich, d.h. v.a. der Mittel-
stand.

Kommissionsprasident: Kann man das vom Einkommen her zahlenmassig etwas eingrenzen? Wo
liegt die steile Kurve?

Felix Sager: Der Anstieg der Kurve beginnt bei den Alleinstehenden bei 11'000 Franken und steigt
bis zu 50000 bis 60'000 Franken an, danach flacht sie langsam ab. Die entsprechenden Unterla-
gen wurden der Finanzkommission abgegeben.

Regierungsrat Machler: Wenn man davon ausgeht, dass man bei einer Teuerung auch mehr ver-
dient, weil der Lohn erhéht wurde, ist die Idee der Konzeption der kalten Progression, dass man
aufgrund dieses Zuwachses an Lohn, weil auch das Leben entsprechend teurer wurde, nicht mehr
Steuern bezahlen soll. Die sehr tiefen Einkommen, die keine Steuern bezahlen missen, werden
entsprechend auch keinen Ausgleich der kalten Progression erhalten. Es sind v.a. die unteren und
mittleren Einkommen, die darunter leiden. Dort ist die Progression am starksten. Es wird ja ge-
winscht, dass diejenigen, die mehr verdienen, auch tberproportional mehr Steuern bezahlen sol-
len. Bei einer Flat-Tax mussten wir Uber die kalte Progression nicht diskutieren. Mit diesem pro-
gressiven Tarif gerat man, obwohl man effektiv nicht mehr Geld zur Verfligung hat, in eine hohere
Steuerklasse — dies gilt es zu korrigieren. Bei den Personen, die sehr viel verdienen, haben wir ei-
nen Flat-Satz von 8,5 Prozent, dort muss es nicht ausgeglichen werden.

Die Geschéftsfuihrerin blendet die von Felix Sager erhaltene Prasentation zu Handen der Finanz-
kommission (Zusatzpréasentation Ausgleich der kalten Progression) ein (Beilage 3).

Felix Sager zu Folie 8 (Einkommenssteuertarif): Hier handelt es sich um den Einkommenstarif fir
Alleinstehende. Bei der griinen Kurve sehen Sie die Anzahl Betroffener. Man sieht sehr schon, wie
es abflacht bei 200'000 Franken steuerbarem Einkommen. Wir starten bei den Alleinstehenden bei
rund 11'000 Franken steuerbares Einkommen, was null Steuern ergibt. Im Anschluss steigt die
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ganze Progression stark an. Ab 80'000 Franken steuerbarem Einkommen kommt es zu einer rech-
ten Verflachung in die Flax-Tax von 8,5 Prozent hinein. Es gibt drei Phasen: Die erste Phase sind
die Personen, die keine Steuern bezahlen (11'000 Franken). Dann kommen diejenigen der dritten
Phase, die auch nicht von der kalten Progression betroffen sind (180'000 bis 200'000 Franken).
V.a. betroffen sind jene im Rahmen der hohen Progression. Wenn jemand in dieser zweiten Phase
mehr Lohn verdient, ist das von der kalten Progression her relevanter, als wenn er es in der dritten
Phase verdient.

Zu Folie 9 (Einkommenssteuertarif unverheiratet): Hier sehen Sie genau das Gleiche, einfach gra-
fisch anders dargestellt. Wir konzentrieren uns hier auf die griine Kurve. Man ist massiv betroffen
bei 10’000 bis 50'000 Franken steuerbarem Einkommen und anschliessend flacht es ab.

Fah-Neckertal: Konsequenterweise misste man nur den Tarif anpassen und nicht die Abziige.
Wenn wir die Abzlige anpassen, profitieren auch diejenigen, die von der kalten Progression nicht
betroffen sind und sich bei den 8,5 Prozent Flat-Tax befinden.

Lippuner-Grabs: Es ist richtig, die Abziige kommen allen zu Gute. Wenn hier ein Abzug von

2'000 Franken um 2,3 Prozent erhdht wird, profitieren auch die Steuerpflichtigen aus dem Flat-Be-
reich. Das macht aber prozentual bei deren steuerbarem Einkommen praktisch nichts aus. Im be-
troffenen Segment hat dies hingegen einen grossen Einfluss. Es ist sachgerecht, wenn die Abziige
angepasst werden, denn es handelt sich um Abzlige fiir effektive Lebenshaltungskosten, die an-
steigen. Die anderen Kantone machen das mit gewissen Unterschieden auch so.

Wist-Oberriet: Wir haben nun vermehrt tiber die Kosten gesprochen. Die Regierung hadert mit
dem Abs. 2, wonach man die aktuellen 2,7 Prozent auf einmal ausgleichen muss. Wir dirfen nicht
vergessen, wenn wir jetzt nichts unternehmen, kostet uns das auch etwas. Wenn wir tiber die

103 Prozent kommen, muss uns die Regierung auch einen Vorschlag unterbreiten. Die Umstellung
kostet, ob wir den alten Artikel belassen oder ob wir auf den neuen Artikel gehen. Die Umstellung
selber ist nicht so glticklich fur die Regierung, aber im Anschluss sind Sie ja auch der Meinung,
dass es sich um ein sauberes System handelt, wenn alles umgestellt ist. Die Umstellung kostet
nicht so viel mehr, wie das, was die Regierung uns vermutlich vorlegen misste, wenn wir nun nicht
umstellen.

Regierungsrat Machler: Die jetzige Formulierung von Abs. 2 ist sehr offen. Der Gesetzgeber hat im
Jahr 2010 festgelegt, dass er offenlasst, wie man das macht. Man dachte nicht nur an die Tarife,
sondern auch an das Ob und das Wie — eine offene Formulierung. Wir haben in den Jahren seit
dem Jahr 2010 die Steuerflisse zwei Mal reduziert. Es stellt sich die Frage, ob man davon etwas
anrechnen kann oder nicht. Mit der beantragten Formulierung sagt man klar: Nein, es gibt nur tarif-
arische Anpassungen, die als Ausgleich der kalten Progression akzeptiert werden. Der Gesetzge-
ber hat Art. 317 bewusst offener formuliert. Dort kann man diskutieren, ob nicht ein Teil anrechen-
bar ist — dies ware auch der Wunsch der Regierung gewesen. Die Mehrheit hat sich aber dagegen
entschieden. Deshalb wird die Regierung hier in der Konsequenz etwas anrechnen lassen wollen.
In den Folgejahren besteht mit der neuen Losung keine unterschiedliche Auffassung seitens der
Regierung, nur in der Ubergangsbestimmung. Ich bin froh, wenn wir, wenn wir die 103 Prozent im
Jahr 2023 Uiberschreiten, uns auf die neue Regelung ab dem 1. Januar 2024 berufen kénnen.

Lippuner-Grabs: Ich unterstiitze Wist-Oberriet. Der Ablauf wurde korrekt geschildert, aber letztlich
wird der Antrag der Regierung im Kantonsrat diskutiert werden. Wir haben diese Diskussion bereits
an der letzten Session gefiihrt und eine Mehrheit hat damals bereits entschieden, dass man die
Steuersenkung nicht anrechnen will. Ich gehe nicht von anderen Mehrheiten in der Friihjahrsses-
sion aus. Entsprechend ist die Aussage des Rates klar, man will diese Steuerfusssenkung nicht mit
dem Ausgleich der kalten Progression verbunden haben — entsprechend lautete auch der Antrag
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der SVP-Fraktion. Es ist eine gute Losung, wenn man das jetzt aufnimmt und inskinftig gilt der au-
tomatische Ausgleich.

Schobi-Altstatten: Art. 317 (neu) nimmt das «Ob und Wie» von Art. 317 (alt) der Regierung vorweg.
Die Diskussion findet aber so oder so im Kantonsrat statt, d.h. wir waren wieder gleich weit, ein-
fach in einem als in zwei Gesetzgebungsschritten.

Dudli-Oberburen: Die Praxishandhabung von Deflationsthematiken sollten wir vorab diskutieren.
Ein Beispiel dazu: Mit Art. 317 (neu) gilt im ersten Jahr Inflation 1 Prozent, das ausgeglichen wird.
Im zweiten Jahr Deflation 1 Prozent, es passiert nichts. Im dritten Jahr Inflation 0,5 Prozent, was
passiert dann?

Lippuner-Grabs: Bei einer negativen Teuerung passiert gemass Abs. 3 nichts. Das ist beim Bund
bei den direkten Bundessteuern so, wie auch in allen anderen Kantonen. In Abs. 3 heisst es: «Der
auf eine negative Teuerung folgende Ausgleich erfolgt auf Basis des letzten Ausgleichs.» Man
pruft, wann das letzte Mal ausgeglichen wurde und wo der aktuelle Indexstand steht. Erst bei einer
Uberschreitung wird ausgeglichen.

Kommissionsprasident: Wir stimmen dartiber ab, ob wir den Antrag im XIX. Nachtrag des Steuer-
gesetzes oder als Kommissionsmotion behandeln wollen.

Der Antrag im XIX. Nachtrag des Steuergesetzes hat den Vorteil, dass es sicher einfacher und
schneller geht, es kénnte in der nachsten Session behandelt werden. Eine formelle Unebenheit
stellt sich bei der Frage der Einheit der Materie, allerdings ist dieser Grundsatz bereits jetzt etwas
angeritzt, dadurch dass es sich um eine Sammelvorlage handelt.

Der Nachteil einer Kommissionsmotion ist, dass es langer dauert. Es setzt eine Botschaft voraus,
es braucht vermutlich auch nochmals eine vorberatende Kommission zu einer vom Umfang her
eher bescheidenen Frage. Hinzu kommt die zeitliche Komponente. Wenn wir von einer Inkraftset-
zung per 1. Januar 2024 sprechen, dann musste die Steuerverwaltung die Weihnachtsferien strei-
chen und sich direkt hinter die Botschaft setzen, damit sie rechtzeitig an der Sommer- und Herbst-
session 2023 behandelt werden kann.

Antrag oder Kommissionsmotion

Beschluss
Die vorberatende Kommission gibt dem Antrag mit 12:2 Stimmen bei 1 Enthaltung den Vorzug
gegenlber einer Kommissionsmotion.

Kommissionsprasident: Allenfalls wird die Redaktionskommission die Platzierung des Artikels an-
passen und statt dem bisherigen Art. 317 einen Art. 317" oder 317a vorschlagen.

Lippuner-Grabs: Es ist flr uns in Ordnung, wenn die Redaktionskommission das anpasst. Grund-
satzlich ertbrigt sich der bisherige Art. 317, denn es handelt sich um ein ganz anderes Prozedere.
Der bisherige Artikel wird effektiv ersetzt.

Fah-Neckertal (im Namen der GRUNE-Delegation): Ich beantrage betreffend Abs. 1 (neu im Nach-
trag) was folgt:
«Bei der Einkommenssteuer der natirlichen Personen werden die Folgen der kalten Pro-
gression durch die gleichméassige Anpassung der Tarifstufen und-derinFrankenbetrigen

festgesetzten-Abzige-vom-Einkommen voll ausgeglichen. Die Betrage sind auf 100 Fran-
ken auf- oder abzurunden.»
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Es soll nur bei den von der kalten Progression Betroffenen einen Ausgleich geben, bei den ande-
ren nicht. Das erreichen wir, indem wir bei den Abzligen keine Anpassungen vornehmen.

Zudem beantrage ich betreffend Abs. 2 (neu im Nachtrag):
«Die Regierung passt die Abziige und die Tarifstufen jahrlich an den Landesindex der Kon-
sumentenpreise (LIK) an. Die Anpassungen erfolgen erstmals auf den 1. Januar 2024 auf
Basis des LIK vom Dezember 20102022.»

Schobi-Altstatten: Der Grundsatz ist, dass man nach der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit be-
steuert wird. Bei Frankenbetragen, das trifft besonders bei den kleineren Einkommen zu, spielt es
eine Rolle, ob ich mehr Fahrspesen habe, ob ich mehr andere Auslagen habe, das schenkt dort
viel mehr ein. Dort misste man viel vorsichtiger sein. Deshalb ist es nur die halbe Miete, wenn
man nur die Tarifstufe anpasst und nicht die Frankenbetrage.

Zum Dezember 2010: Es ist die Realitat, dass man nahtlos daran anknipft und mitnimmt, was seit-
her geschehen ist. Es ware kiinstlich, hier eine Liicke eines Jahrzehnts zu haben.

Lippuner-Grabs: Ich kann mich Schobi-Altstatten zu 100 Prozent anschliessen und erganzen, dass
eigentlich alle Kantone auch die Anpassung der Abziige kennen.

Wiust-Oberriet (im Namen der SVP-Delegation): Wir kdnnen diesen Antrédgen nicht zustimmen, v.a.
auch nicht betreffend das Jahr 2022. In der Novembersession 2022 haben wir gerade erst be-
schlossen, dass wir das nicht ausgleichen wollen. Wenn wir nun das Jahr 2022 aufnehmen, dann
hatten wir genau das, was die Regierung in der letzten Session wollte, ndmlich den Parameter wie-
der auf 100 zu setzen.

Henk Fenners zur systematischen Stellung der Bestimmung: Meiner Meinung gehort Art. 317 zu
den Schlussbestimmungen zum Steuergesetz. Ob die Einordnung bei einem Automatismus rein
systematisch noch korrekt ist, dessen bin ich mir nicht sicher. Beim Bund ist es direkt im Anschluss
zum Tarif geregelt. Bei uns ware das eine Einreihung bei der Bestimmung in Art. 52

oder Art. 52°s StG.

Lippuner-Grabs: Es ist hier nicht am falschen Ort, sondern es geht eher um den zweiten Teil: «]...]
erstmals auf den Januar 2024 [...].» Das entspricht der Ubergangsbestimmung. Man kann das si-
cher anders verstehen. Wenn die Redaktionskommission dies so sieht, dann ist das in Ordnung,
ansonsten ist es auch nicht wahnsinnig stérend und man wird diesen Artikel nach Einfiihrung im
Rahmen einer spateren Steuergesetzrevision wieder anpassen kénnen, wenn das Jahr 2024 vor-
bei ist.

Schobi-Altstatten zur Auslegung: Der neue Artikel soll Art. 317 (alt) ersetzen.
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Art. 317 Abs. 1 (neu im Nachtrag)

Antrag FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation:

«Bei der Einkommenssteuer der natiirlichen Personen werden die Folgen der kalten Progres-
sion durch die gleichmassige Anpassung der Tarifstufen und der in Frankenbetragen festge-
setzten Abziige vom Einkommen voll ausgeglichen. Die Betrage sind auf 100 Franken auf-
oder abzurunden.»

Antrag GRUNE-Delegation:

«Bei der Einkommenssteuer der natiirlichen Personen werden die Folgen der kalten Progres-
sion durch die gleichméassige Anpassung der Tarifstufen und-derinFrankenbetragenfestge-
setzten-Abzige vom-Einkemmenvoll ausgeglichen. Die Betrage sind auf 100 Franken auf-
oder abzurunden.»

Beschluss

Die vorberatende Kommission gibt dem Antrag der FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation mit
12:3 Stimmen den Vorzug gegeniiber dem Antrag der GRUNE-Delegation. Die vorberatende
Kommission stimmt dem Antrag der FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation mit 12:3 Stimmen
zu.’

Art. 317 Abs. 2 (neu im Nachtrag)

Antrag FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation:

«Die Regierung passt die Abziige und die Tarifstufen jahrlich an den Landesindex der Kon-
sumentenpreise (LIK) an. Die Anpassungen erfolgen erstmals auf den 1. Januar 2024 auf Ba-
sis des LIK vom Dezember 2010.»

Antrag GRUNE-Delegation:

«Die Regierung passt die Abzige und die Tarifstufen jahrlich an den Landesindex der Kon-
sumentenpreise (LIK) an. Die Anpassungen erfolgen erstmals auf den 1. Januar 2024 auf Ba-
sis des LIK vom Dezember 20102022.»

Beschluss

Die vorberatende Kommission gibt dem Antrag der FDP-/die Mitte-EVP-/SVP-Delegation mit
12:3 Stimmen den Vorzug gegeniiber dem Antrag der GRUNE-Delegation. Die vorberatende
Kommission stimmt dem Antrag der FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation mit 12:3 Stimmen
zu.®

Art. 317 Abs. 3 (neu im Nachtrag)

Antrag FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation:

«Fir die Folgejahre ist der Indexstand am 30. Juni vor Beginn der Steuerperiode massgebend.

Bei negativem Teuerungsverlauf ist eine Anpassung ausgeschlossen. Der auf eine negative
Teuerung folgende Ausgleich erfolgt auf Basis des letzten Ausgleichs.»

Beschluss
Die vorberatende Kommission stimmt dem Antrag der FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation
mit 12:3 Stimmen zu.

obsiegenden Variante.

obsiegenden Variante.

Es wurden separate Abstimmungen durchgefiihrt betreffend Vorzug der Varianten und betreffend Zustimmung zur

Es wurden separate Abstimmungen durchgefiihrt betreffend Vorzug der Varianten und betreffend Zustimmung zur
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Art. 317 (neu im Nachtrag) — Artikeltitel

Antrag FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation:
«Anpassung-an-veranderte-\erhaltnisse-Ausgleich der Folgen der kalten Progression»

Beschluss
Die vorberatende Kommission stimmt dem Antrag der FDP-/Die Mitte-EVP-/SVP-Delegation
mit 12:3 Stimmen zu.

Titel und Ingress
Kommissionsprasident: Titel und Ingress sind unbestritten.

4.3 Auftrage

Kommissionsprasident: Es werden keine Auftradge nach Art. 95 GeschKR gestellt.

4.4 Ruckkommen
Kommissionsprasident: Ein Riickkommen wird nicht verlangt.

4.5 Gesamtabstimmung

Kommissionsprasident: Ich stelle fest, dass die Botschaft und der Entwurf der Regierung durchbe-
raten sind. Wir kommen zur Gesamtabstimmung. Wer dem Kantonsrat Eintreten auf den

«XIX. Nachtrag zum Steuergesetz (Anpassungen aufgrund bundesrechtlicher Vorgaben und wei-
tere Anderungen)», einschliesslich der Antrage beantragen mochte, der bezeuge dies mit Hander-
heben.

Die vorberatende Kommission beschliesst in der Gesamtabstimmung mit 13:2 Stimmen, dem
Kantonsrat Eintreten auf die bereinigte Vorlage zu beantragen.

5 Spezialdiskussion 22.22.21

5.1 Beratung Botschaft

Abschnitt 3 (XX. Nachtrag zum Steuergesetz)

Kohler-Sargans: Was versteht man unter dem Konkubinat? Fir uns ist es ein ehedhnliches Kon-
strukt. Bestehen noch weitere mogliche Zweierbeziehungsmaoglichkeiten? Es kdnnen ja auch Ge-
schwister, Bekannte oder Verwandte jahrelang zusammenleben. Sind diese Formen ausgeschlos-
sen?

Gibt es bei den Voraussetzungen zur Annahme eines Konkubinats Ausnahmen? Oder missen es
immer funf Jahre im Konkubinat mit gemeinsamem Wohnsitz sein? Wie sieht es aus bei gemeinsa-
men Kindern, wenn man erst zwei Jahre zusammenlebt? Wie kann der Steuerpflichtige den Nach-
weis des Konkubinats erbringen?

Henk Fenners: Nach dem jetzigen Gesetzesentwurf sind nur der Konkubinatspartner bzw. die Kon-
kubinatspartnerin gemeint. In der Botschaft finden sich gewisse Ausfiihrungen, wie wir uns das
vorstellen (vgl. dort S. 8). Es wird eine langer andauernde Haushaltsgemeinschaft von mindestens
funf Jahren vorausgesetzt. Fur mich ist klar, und das werden wir auch im Rahmen der Verordnung
oder zumindest im erlauternden Bericht zur Verordnung noch ausfihren, dass natrlich ein ehe-
ahnliches Verhaltnis vorausgesetzt wird. Ehedhnlich bedeutet aus meiner Sicht ein Verhaltnis zwi-
schen zwei Personen gleichen oder unterschiedlichen Geschlechts. Mehr als zwei Personen kén-
nen nicht in Betracht gezogen werden. Fir Kinder haben wir nichts angedacht. Wenn dafir eine
Mehrheit besteht, kénnten wir hier zuhanden der Materialien festhalten, dass bei gemeinsamen
Kindern kein funfjahriges, gefestigtes Konkubinat vorausgesetzt wird.
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Schobi-Altstatten: Ich melde mich als urspringlicher Motionéar dieser Vorlage. Das «gefestigte Kon-
kubinat» ist ein Begriff aus dem Zivilrecht und h&ngt mit Unterhaltzahlungen zusammen. Er regelt,
wer was zu beweisen hat, ob jemand z.B. nach einer Ehe noch finanziell unterstitzt wird, wenn er
im Konkubinat lebt, ob sich das wie eine neue Ehe verhalt, bei der ein Unterhaltsanspruch endet.
Es wird auch ein steuerrechtlicher Begriff zu definieren sein, zumal die eherechtliche Definition auf
Richterrecht beruht und sehr dynamisch ist.

Die Definition des gefestigten Konkubinats im Steuerrecht wird vom Gesetzgeber aus dem Steuer-
gesetz in die Steuerverordnung delegiert. Das ist zulassig, sofern der Gesetzgeber im Gesetz die
Grundzige festhalt. Das kann auch in Form der Materialien geschehen; die Umschreibung dazu in
der Botschaft ist sehr treffend. Es tauchten Fragen auf z.B. zu einer «Ménage a trois» oder ande-
ren Lebensformen auf; die spielen hier keine Rolle. Die klassische Definition war friiher «Die Ge-
meinschaft von Tisch und Bett». Steuerrechtlich kann man kontrollieren, ob man die gleiche Ad-
resse hat, aber damit muss es getan sein.

Zum Zusammenleben von funf Jahren als Voraussetzung eines gefestigten Konkubinats: Wenn
aus dem Konkubinat leibliche Kinder hervorgehen, dann wiegt die Verantwortung grésser. Das war
auch der Aufhanger fir die Motion, dass man festhalt, dass Personen in einer Zweierbeziehung
fureinander eine grossere Verantwortung ubernehmen, aber nicht gleich wie in einer Ehe. Deshalb
gilt die Abstufung, dass doch noch ein Teil steuerbar ist, denn es handelt sich nicht um die gleiche
finanzielle Verflechtung wie in der Ehe mit mdglichen Unterhaltszahlungen und Vermdgen, bei der
technisch betrachtet eine Vorschlagsbeteiligung moglich ist. Dabei kann man mit einem Vorsorge-
ausgleich voneinander profitieren und trotzdem in einem sehr engen Verhaltnis zueinanderstehen.

Vor- oder ausserehelichen Kindern gegentiber besteht eine Beistandspflicht gegeniiber anderen
Ehepartnern. Das ist hier nicht so, deshalb befindet sich das auf einer anderen Stufe. Soweit es
kontrollierbar ist, misste das jedoch in der Steuerverordnung entsprechend definiert werden. Wir
werden uns in diesem Rahmen betreffend die Gesetzgebung auf die Steuerverordnung verlassen
koénnen. Es liegt aktuell kein Entwurf vor, aber da es sich um einen einfachen Sachverhalt handelt,
der sehr gut eingrenzbar ist, kdnnen wir das sehr gut in der vorberatenden Kommission und im An-
schluss im Plenum klaren.

Lippuner-Grabs: Es gibt diverse Kantone, die bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer das Kon-
kubinat bereits kennen. Bei den meisten wird es gemass Botschaft als ein gemeinsamer Haushalt
an einem gemeinsamen steuerlichen Wohnsitz seit mindestens finf Jahren definiert. Es gibt ver-
einzelt Kantone, welche die Dauer auf zehn Jahre festlegen.

5.2 Beratung Entwurf

Keine Wortmeldungen

Titel und Ingress
Kommissionsprasident: Titel und Ingress sind unbestritten.

5.3 Auftrage

Kommissionsprasident: Es werden keine Auftrdge nach Art. 95 GeschKR gestellt.

54 Ruckkommen
Kommissionsprasident: Ein Riickkommen wird nicht verlangt.
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55 Gesamtabstimmung

Kommissionsprasident: Ich stelle fest, dass die Botschaft und der Entwurf der Regierung durchbe-
raten sind. Wir kommen zur Gesamtabstimmung. Wer dem Kantonsrat Eintreten auf den

«XX. Nachtrag zum Steuergesetz (Reduktion der Erbschafts- und Schenkungssteuerbelastung fir
Konkubinatspartnerinnen und -partner)» beantragen mochte, der bezeuge dies mit Handerheben.

Die vorberatende Kommission beschliesst in der Gesamtabstimmung mit 15:0 Stimmen, dem
Kantonsrat Eintreten auf die bereinigte Vorlage zu beantragen.

6 Spezialdiskussion 22.22.22

6.1 Beratung Botschaft

Abschnitt 4 (XXI. Nachtrag zum Steuergesetz)

Kohler-Sargans: Bei diesem Nachtrag haben wir uns gefragt, ob die Streichung von Art. 34 Abs. 2
Satz 2 StG ausreicht, oder ob es eines Hinweises auf die Bundesrechtsprechung bedarf. Uns ist
wichtig, dass von der Entlastung nur nahestehende natirliche Personen und keine juristischen
Personen profitieren. Fallt zum Beispiel eine Einliegerwohnung in einem Bauernhaus auch unter
diesen Nachtrag?

Henk Fenners zur sogenannten Vorzugsmiete: Grundsatzlich schenkt ein Vermieter einem Mieter
nichts. Bei unabhéngigen Personen gehen wir immer davon aus, dass ein Marktmietzins bezahit
wird. Nehmen wir an, dass die Mieterin eine juristische Person (z.B. eine AG) und der Vermieter
deren Gesellschafter (Aktionar) ist: Wenn der Vermieter das Mietobjekt nun unterpreislich vermie-
tet, wirde geméass dem Nachtrag die entsprechende Aufrechnung entfallen. Das wére jedoch kein
Problem, da es sich um eine verdeckte Kapitaleinlage des Gesellschafters an seine AG handelt,
die dazu fuhrt, dass das Ergebnis auf Stufe der juristischen Person besser wird, weil weniger Auf-
wand anfallt. Bei einem positiven Ergebnis wirde das zu einer h6heren Gewinnbesteuerung fuh-
ren.

Wenn eine juristische oder eine natirliche Person ein Grundstiick besitzt, welches zum Geschéfts
vermogen gehdrt, dann sind wir nicht im Bereich von Art. 34 StG, denn diese Bestimmung regelt
das Einkommen aus unbeweglichem Vermogen. Wenn ein Grundstick vermietet wird, das zum
Geschaftsvermogen gehdrt, dann fallt dies bei der juristischen Person unter die Gewinnsteuer. Bei
der nattrlichen Person sind wir im Bereich des Einkommens aus selbstéandiger Erwerbstatigkeit.
Es liegt eine andere Besteuerungsgrundlage vor, dementsprechend spielen Art. 34 StG und die
Vorzugsmiete hier nicht.

Beim Bespiel einer Einliegerwohnung im Bauernhaus (Stdckli), hangt es davon ab, ob dieses Ge-
baude im Geschaftsvermoégen oder im Privatvermdgen liegt. Grundsatzlich gehe ich davon aus,
dass es dem Geschaftsvermogen zugehdrig ist.

Pappa-St.Gallen: Gemass der Botschaft ist eine Steuerumgehung anzunehmen, wenn der Mietzins
weniger als 50 Prozent des Eigenmietwerts betragt.® Wie verhalt es sich bei 50,01 Prozent? Ich
empfinde die Abgrenzung abrupt, denn es reicht ein Franken mehr und schon ist man bei mehr als
50 Prozent. Wie sieht die Praxis aus?

Henk Fenners: Absolute Grossen besitzen immer eine gewisse Willkir. Bei einer Miete von Uber
50 Prozent — und sei es nur eine Uberschreitung um einen Franken — fehlt die Steuerumgehung

9 Vgl. Botschaft S. 8.
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und eine Aufrechnung ist nicht mdglich. Liegt die Miete unter 50 Prozent, findet geméass bundesge-
richtlicher Rechtsprechung?? eine Aufrechnung bis zu 100 Prozent statt.

Pappa-St.Gallen: Das finde ich sehr abrupt. Darf der Kanton nicht mit einer Bandbreite darauf rea-
gieren, weil das auf Bundesebene so festgelegt wird?

Henk Fenners: Das wiirde eine gesetzliche Grundlage voraussetzen. Wenn wir die gesetzliche
Grundlage der Vorzugsmiete streichen, dann sind wir an die bundesgerichtliche Rechtsprechung
gebunden, die lautet: Mit Gber 50 Prozent ist man sicher und unter 50 Prozent kommt es zu einer
Aufrechnung bis 100 Prozent bzw. bis zum Marktmietwert.

Pappa-St.Gallen zur Eigen-/Fremdnutzung: Wenn ich selber in einer Immobilie wohne, besteuere
ich nur 70 Prozent. Wenn ich dieses Objekt z.B. an meinen Sohn vermiete, kann es je nachdem
steuerlich glnstiger werden, wenn ich mit 50,01 Prozent rechne. Es wiirde sich also eher lohnen,
es weiterzuvermieten, als selbst darin zu wohnen?

Henk Fenners: Ja, es ist mdglich, die Nutzung einer anderen Person zu 51 Prozent des Marktmiet-
wertes zu Uberlassen. Der Selbstnutzungsabzug von 30 Prozent setzt voraus, dass man das Ob-
jekt am steuerrechtlichen Wohnsitz selbst nutzt.

Fah-Neckertal: Folgendes Beispiel: Zwei Briider kaufen eine Wohnung, die sie gegenseitig dem
anderen zur Nutzung Uibergeben, entsprechend missen sie nur 50 statt 70 Prozent versteuern.

Schobi-Altstatten: Dabei wirde es sich um eine offensichtliche Steuerumgehung handeln. Die
Steuerbehérden sind in der Lage und fahig, den wirtschaftlichen Hintergrund richtig einzuordnen.

Henk Fenners: Es besteht aktuell eine gesetzliche Grundlage in Art. 34 StG mit der Aufrechnung
bis zur Marktmiete. Die meisten anderen Kantone besitzen keine entsprechende Grundlage. Ich
habe nicht vernommen, dass diesbezuglich viel Schabernack betrieben wird. Unter dem Begriff
«Optimierungen» in der Botschaft wird mehr auf den Sachverhalt angespielt, dass es heute steuer-
lich keine Rolle spielt, ob 51 oder 100 Prozent des Eigenmietwerts verlangt werden, da immer der
gesamte Eigenmietwert besteuert wird. Es ist damit zu rechnen, dass die Leute inskiinftig eher ge-
neigt sein konnten, einen Mietzins festzusetzen, der 50 Prozent Ubersteigt, aber nicht 100 Prozent
entspricht.

Kommissionsprasident: Sie haben von einer Aufrechnung bis auf 100 Prozent bis zur Marktmiete
gesprochen. Entspricht dies dem Eigenmietwert?

Henk Fenners: Genau, der Eigenmietwert wird entsprechend den Marktgrundsatzen festgesetzt
werden. Der Eigenmietwert zu 100 Prozent entspricht grundsatzlich der Marktmiete.

Durr-Gams: FUr mich gehort eine Zweitwohnung zum Privatvermégen. Bei einer Betriebsiibergabe
in der Landwirtschaft wird die Zweitwohnung zum Verkehrswert verrechnet. Wenn man auf einem
Bauernhof die Zweitwohnung den Eltern oder einem Sohn, der den Betrieb im Anschluss Uber-
nimmt, glnstig zur Verfigung stellen mdchte, dann kommt der Vorzugsmietzins nicht zum Tragen.
Ich bitte diesbezlglich um eine Prazisierung.

Henk Fenners: Es ist entscheidend, ob das Wohnobjekt zum Privat- oder Geschéaftsvermégen ge-
hort. Ich kenne die jeweiligen Situationen nicht, aber im Bereich des Privatvermégens kdnnte man
einen tieferen Mietzins festsetzen, ohne dass grundsatzlich eine steuerliche Aufrechnung stattfin-
det. Beim Geschéaftsvermégen sieht dies anders aus.

10 BGE 1461197 E. 2.4.1.
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Hippi-Gommiswald: Beziiglich der Landwirtschaft ist es so, dass auf zwei Arten geschatzt wird:
landwirtschaftlich und nicht landwirtschaftlich. So liegen zwei Schatzungswerte vor, damit bei einer
Hoflibergabe nicht neu geschatzt werden muss. In diesem Sinn hat mich ein landwirtschaftlicher
Schatzer informiert. Mietpreise, insbesondere beim Stdckli, werden sehr human und moderat fest-
gelegt, weil auch gewisse Emissionen aus dem landwirtschaftlichen Betrieb geduldet werden mis-
sen. Ich gehe davon aus, dass auch der Eigenmietwert entsprechend tief ist.

Halg-Gossau: Kohler-Sargans hat gefragt, wie man das Ganze «ausdeutscht». Ist vorgesehen,
dass die 51/50-Regelung im Steuerbuch beschrieben wird?

Henk Fenners: Ich kann mir gut vorstellen, dass das Steuerbuch per 1. Januar 2024 angepasst
wird, wenn die Gesetzesanderung beschlossen wurde.

Huppi-Gommiswald: Wir werden nach der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit besteuert. Die wirt-
schaftliche Leistungsfahigkeit gilt auch im Rahmen von Grund- und Wohneigentum und wird mit
dem Eigenmietwert geschatzt. Beisst sich das nicht, wenn man eine Spezialregelung umsetzen

mdchte, bei der ein Teil nicht besteuert wird, obwohl ein Marktwert besteht?

Henk Fenners: Wir befinden uns schon fast in einer steuerdogmatischen Diskussion. Man kann
sich grundsatzlich auf den Standpunkt stellen, dass die wirtschaftliche Leistungsféhigkeit des Ver-
mieters dem entspricht, was er geldmassig vereinnahmt. Wenn wir Art. 34 Abs. 2 Satz 2 StG strei-
chen, stellt dies keinen Widerspruch zur Besteuerung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit dar.
Dies auch dann nicht, wenn man sich die bundesgerichtliche Rechtsprechung vor Augen halt, die
festhalt, dass die Erfassung der Differenz zwischen dem effektiv bezahlten Mietzins und dem Ei-
genmietwert eine explizite gesetzliche Grundlage voraussetzt. Das bedeutet im Umkehrschluss,
dass es durchaus zuléssig ist, auch unter dem Aspekt der Besteuerung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit, wenn ein Mietzins bezahlt wird, der nicht einem Marktmietzins entspricht.

Hippi-Gommiswald (im Namen der SP-Delegation): Wir lehnen diese Anpassung ab. Im Rahmen
der Totalrevision des Steuergesetzes wurde seinerzeit bewusst festgelegt, dass ein Mietwert von
unbeweglichem Vermdgen auch dann steuerbar sein soll, wenn das Grundstlick einer nahestehen-
den Person vorzugsweise vermietet bzw. verpachtet werden soll. Die Regierung hat in der Antwort
auf die Motion ausgefiihrt, dass es nach Gesetz so richtig sei. Nur weil die Aufrechnung fur die be-
troffenen Birgerinnen und Blrger schwierig zu vermitteln ist, heisst das fir uns nicht, dass diese
Anpassung richtig und allenfalls sogar fair ist. Es ist wohl richtig, dass die Abweichung vom Recht
der direkten Bundessteuer den Vollzug verkompliziert, aber das ist keine Begriindung, welche
diese Anpassung rechtfertigen wirde. Es wird nun ohne Not eine Steuererleichterung begriindet
und umgesetzt. Die prognostizierten Steuerausfalle liegen bei 4 bis 5 Mio. Franken — dieser Betrag
wird fehlen. Die Aufrechnung einer Vorzugsmiete auf den Eigenmietwert im Rahmen der Besteue-
rung ist unserer Ansicht nach richtig.

Schobi-Altstatten: Die eigentliche Problematik liegt im Wesen des Eigenmietwerts, dem fiktiven
Einkommen. Da befinden wir uns aber wirklich langsam beim Steuerdogmatismus: Was kann man
und was kann man nicht? Man muss sich vor Augen halten, dass nur das besteuert werden kann,
was auch realisierbar ist. Eine Marktmiete bzw. ein Marktwert sind immer gut, aber letztendlich
liegt das Risiko beim Eigentiimer, dass er das realisieren kann, was nicht immer sicher ist. Wo-
maoglich vermietet er als Ersatz an eine nahestehende Person, weil eine aussenstehende Person
das Objekt gar nicht gemietet hatte. In diesem Bereich wird es schwierig zu argumentieren, ohne
das ganze Steuersystem auf den Kopf zu stellen.
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6.2 Beratung Entwurf
Keine Wortmeldungen

Titel und Ingress
Kommissionsprasident: Titel und Ingress sind unbestritten.

6.3 Auftrage

Kommissionsprasident: Es werden keine Auftradge nach Art. 95 GeschKR gestellt.

6.4 Ruckkommen
Kommissionsprasident: Ein Riickkommen wird nicht verlangt.

6.5 Gesamtabstimmung

Kommissionsprasident: Ich stelle fest, dass die Botschaft und der Entwurf der Regierung durchbe-
raten sind. Wir kommen zur Gesamtabstimmung. Wer dem Kantonsrat Eintreten auf den

«XXI. Nachtrag zum Steuergesetz (Anpassung der Besteuerung von Vorzugsmieten)» beantragen
mdochte, der bezeuge dies mit Handerheben.

Die vorberatende Kommission beschliesst in der Gesamtabstimmung mit 12:3 Stimmen, dem
Kantonsrat Eintreten auf die bereinigte Vorlage zu beantragen.

7 Abschluss der Sitzung

7.1 Bestimmung des Berichterstatters
Der Kommissionsprasident stellt sich als Berichterstatter zur Verfligung. Die vorberatende Kom-
mission beauftragt inren Kommissionsprasidenten, dem Kantonsrat mundlich Bericht zu erstatten.

7.2 Medienorientierung
Die vorberatende Kommission beauftragt inren Kommissionsprasidenten und die Geschaftsfuhre-
rin, eine Medienmitteilung zu veréffentlichen und Uber das Ergebnis der Beratung zu informieren.

Der Kommissionsprasident weist nochmals auf das Kommissionsgeheimnis hin, das auch nach der
Publikation der Medienmitteilung Geltung hat.

7.3 Verschiedenes
Kommissionsprasident: Ich bedanke mich fur die aktive Mitarbeit und schliesse die Sitzung um
11.40 Uhr.

Der Kommissionsprésident: Die Geschéftsfuhrerin:
Adrian Gmdr Simona Risi
Mitglied des Kantonsrates Parlamentsdienste
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Beilagen

1. 22.22.20 «XIX. Nachtrag zum Steuergesetz (Anpassungen aufgrund bundesrechtlicher Vorga-
ben und weitere Anderungen)» / 22.22.21 «XX. Nachtrag zum Steuergesetz (Reduktion der
Erbschafts- und Schenkungssteuerbelastung fir Konkubinatspartnerinnen und

-partner)» / 22.22.22 «XXI. Nachtrag zum Steuergesetz (Anpassung der Besteuerung von
Vorzugsmieten)» (Botschaft und Entwirfe der Regierung vom 25. Oktober 2022); mit dem
Kantonsratsversand zugestellt

Prasentation FD; an der Sitzung verteilt

Zusatzprasentation Ausgleich der kalten Progression

Antragsformular 22.22.20 vom 19. Dezember 2022

Medienmitteilung vom 4. Januar 2022

arwDN

Geht (mit Beilagen) an

— Kommissionsmitglieder

— Geschéftsfihrung der Kommission (1)
— Finanzdepartement (wie Seite 1)

Kopie (ohne Beilagen) an

— Fraktionsprasidenten/in (5)
— Parlamentsdienste (L PARLD)

27127



	1 Begrüssung und Information
	2 Einführung und Vorstellung der Vorlage
	3 Allgemeine Diskussion
	4 Spezialdiskussion 22.22.20
	4.1 Beratung Botschaft
	Abschnitt 7 (Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter in Erlassen)
	Abschnitt 2.2 (Steuerliche Behandlung von finanziellen Sanktionen und Bestechungsgeldern)
	Abschnitt 2.4 (Anpassungen bei der steuerlichen Behandlung von Leibrenten)
	Abschnitt 2.6 (Einführung einer Meldepflicht für Arbeitslosenkassen)

	4.2 Beratung Entwurf
	Titel und Ingress

	4.3 Aufträge
	4.4 Rückkommen
	4.5 Gesamtabstimmung

	5 Spezialdiskussion 22.22.21
	5.1 Beratung Botschaft
	5.2 Beratung Entwurf
	Titel und Ingress

	5.3 Aufträge
	5.4 Rückkommen
	5.5 Gesamtabstimmung

	6 Spezialdiskussion 22.22.22
	6.1 Beratung Botschaft
	6.2 Beratung Entwurf
	Titel und Ingress

	6.3 Aufträge
	6.4 Rückkommen
	6.5 Gesamtabstimmung

	7 Abschluss der Sitzung
	7.1 Bestimmung des Berichterstatters
	7.2 Medienorientierung
	7.3 Verschiedenes


